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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der Zweiten Beschlußempfehlung und dem Schlußbericht 

des 3. Untersuchungsausschusses nach Artikel 44 des Grundgesetzes 

- Drucksachen 12/8591, 13/229 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt die Zweite Beschlußempfehlung 
und den Schlußbericht des 3. Untersuchungsausschusses „HIV- 
Infektionen durch Blut und Blutprodukte" der 12. Legislatur- 
periode zur Kenntnis und anerkennt dessen Feststellungen. 

Der Deutsche Bundestag stellt mit Bestürzung und Betroffenheit 
fest, daß bei rechtzeitigem und verantwortungsvollem Handeln 
aller Beteiligten die meisten HlV-Infektionen durch Blut und 
Blutprodukte hätten verhindert und Hunderte von -Menschen- 
leben gerettet werden können. 

Da insbesondere auch die Gesundheitsbehörden in ihrer Auf- 
sichtsfunktion versagt haben, bekennt sich der Deutsche Bundes- 
tag zur staatlichen Mitverantwortung. 

Mehr als 2 000 Opfern wurde unermeßliches Leid und nicht wie- 
dergutzumachender Schaden zugefügt. Der Deutsche Bundestag 
bittet die Opfer und ihre Angehörigen dafür um Entschuldigung. 

1. Entschädigungsregelung 

Der Deutsche Bundestag fordert alle für die Blut-AIDS-Katastro- 
phe Verantwortlichen auf, angesichts der Beweislage die im 
Schlußbericht getroffenen Empfehlungen für eine freiwillige und 
sozialstaatliche Entschädigungsregelung unverzüglich umzuset- 
zen, damit die betroffenen Menschen zumindest materiell abge- 
sichert werden. 

Die Prinzipien der Menschenwürde und des sozialen Rechtsstaa- 
tes gebieten es, die noch lebenden Opfer und die Angehörigen 
der bereits Verstorbenen sofort zu entschädigen. Jede weitere 
Verzögerung würde bei den Opfern und in der Öffentlichkeit den 
Eindruck erwecken, daß mit der geringen Lebenserwartung der 
Opfer gespielt wird. 
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Der Deutsche Bundestag begrüßt die Aussagen des Bundesmini- 
sters für Gesundheit, der die Verantwortlichkeit des Bundes und 
des damaligen Bundesgesundheitsamtes bejaht und die Staats- 
haftung akzeptiert hat. 

Der Deutsche Bundestag appelliert insbesondere an die Pharma- 
industrie und die Blutspendedienste des Deutschen Roten Kreu- 
zes sowie deren Versicherungen, die Erkenntnisse des 3. Unter- 
suchungsausschusses ebenfalls zu akzeptieren und unverzüglich 
den von ihnen geforderten materiellen Beitrag an der vom Aus- 
schuß empfohlenen Entschädigungsregelung zu leisten. 

Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß die Bundesregie- 
rung spätestens im 2. Quartal 1995 die Entschädigungsfrage 
abschließend regelt. 

2. Vertrauen in die Arzneimittelsicherheit 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß durch den Blut-AIDS- 
Skandal das Vertrauen der Bevölkerung in die Kompetenz der 
Gesundheitsbehörden, in die Pharmaindustrie und die Ärzteschaft 
und die Pharmaversicherungen schweren Schaden genommen 
hat. 

Das Risikomanagement der Gesundheitsbehörden sowie die 
Melde- und Warnsysteme haben bei der Katastrophe ebenso 
versagt wie die nach dem Arzneimittelgesetz geforderte Eigen- 
verantwortung der Pharmaindustrie und der Ärzteschaft. 

Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine Entschlossenheit, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um eine Wiederholung 
einer solchen Arzneimittelkatastrophe zu verhindern. 

Risikosignale müssen in Zukunft unverzüglich in aktive Maßnah- 
men zum Patientenschutz umgesetzt werden. 

Die Meldepflicht von Unternehmen, Kliniken und Ärzten bei 
Arzneimittelnebenwirkungen muß verbindlich geregelt werden. 

3. Patientenschutz im haftungsrechtlichen Bereich 
des Arzneimittelgesetzes 

Das Arzneimittelgesetz (AMG), das nach dem Contergan-Skandal 
reformiert wurde, hat seine Bewährungsprobe bei der zweiten 
deutschen Arzneimittelkatastrophe nicht bestanden. 

Der Blut-AIDS-Skandal hat Defizite in der Arzneimittelsicherheit 
und beim Patientenschutz, aber auch im haftungsrechtlichen Teil 
des Arzneimittelgesetzes offenbart. 

Die im Schlußbericht getroffenen Empfehlungen zur weiteren 
Verbesserung der Arzneimittelsicherheit und des Haftungsrech- 
tes müssen — sofern sie nicht bereits in der 5. AMG -Novelle 
berücksichtigt wurden - in eine 6. Novelle des AMG Eingang 
finden. 

Die Rechtsstellung der Patienten im Schadensfälle muß im haf- 
tungsrechtlichen Teil des Arzneimittelgesetzes nachhaltig ge- 
stärkt werden. 
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Das betrifft vor allem die Umsetzung der Empfehlungen des 
Ausschusses zur Beweislasterleichterung für den Geschädigten 
und die Einführung eines Schmerzensgeldes zum Ausgleich der 
immateriellen Schäden bei Verlust von Leben oder Gesundheit. 

Der Deutsche Bundestag fordert den Finanzminister auf zu prü- 
fen, ob steuerliche Bewertungsvorbehalte an die sog. Pharma- 
rückstellung anzubringen sind. 

4. Nationale Plasma-Eigenversorgung 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die fehlende Eigenversor- 
gung mit Blutplasma in Deutschland mitverantwortlich für die 
Katastrophe war. 

Die Schaffung einer nationalen Eigenversorgung mit Blutplasma 
ist bis heute nicht erreicht. 

Arzneimittelsicherheit und Patientenschutz verlangen, daß die 
durch den Import von Plasmaprodukten bedingte und seit Jahren 
fortbestehende Sicherheitslücke geschlossen wird. 

Der Bundesminister für Gesundheit wird aufgefordert, unter kon- 
kreter Friststellung und in Zusammenarbeit mit den Gesundheits- 
ministern der Länder das dafür notwendige Plasmadauerspender- 
System aufzubauen sowie das bereits begonnene Plasmapherese- 
programm voranzutreiben. 

5. Verzicht auf die Einrede der Verjährung 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung und die 
Bundesländer auf, bis zur Verwirklichung einer Entschädigungs- 
regelung auf die Einrede der Verjährung zu verzichten, um zu 
verhindern, daß Opfer vorsorglich gegen den Staat Klage erheben 
müssen, um mögliche Rechtsansprüche nicht zu verlieren. 

6. Humanitäre Soforthilfe 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bis zu 
einer endgültigen Entschädigungslösung entsprechend der Emp- 
fehlung des 3. Untersuchungsausschusses die Humanitäre Sofort- 
hilfe zu öffnen für die Betroffenen, die aufgrund der Ausschlußfrist 
vom 30. Oktober 1993 bislang von dieser Hilfe ausgeschlossen 
sind. 

Bonn, den 18. Januar 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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